un bafırt auf übergroßen, nicht gerechfertigter Beſorgniß. 
um die es ſich hier handelt, iſt im Verhältniß a ! 
po, Die Circulation einer mäßigen Summe von Schatzanweiſungen ijt 


be 


der 
Mehrere aus dem e e herübergekommenen Geſetze werden 
zur Schluß berathung, geftelt, et hauſes zu alteriren verſücht wird. 


Bericht der n 
Sit aushalts-Ctats für 1868, 


wie es aus der Berathung des Abgeordnetenhauſes herübergekommen it 


tragt et 8 8 
neu auszugebenden Schatz⸗Anweiſungen, wenn ſie nicht bei ihrer Fälligkeit 
durch disponible Mittel ral dia po 
durch eine ver 


durch den 
deutſchen Bundes gegen das Vorjahr mehrfache Veränderungen erlitten habe. 


um den Et 


trotz der mühevollſten Arbett nicht gelungen ſei, ſo brauche ſie dafür keine 
Indemnität; es fei nicht opportun, bei ſolchen Gelegenheiten auf den Buch: 


zweitens in . g 
des Landtags bei ſolchen Fragen nicht einigen, ſo ſei es ihre Schuld, die 
Jegierung fet dann ud i 


aber, daß das Budget deshalb nicht ans Abgeordnetenhaus zurückgeſchicht 
werden würde. Die Häuſer des Landtags drängen ſeit 20 Jahren unauf 
hörlich zu höheren Ausgaben, daraus müſſe eine Erhöhung der Einnahme 
folgen. Es iſt nothwendig, fährt Redner fort, daß man bei Beurtheilung 
des Etats rückwärts ſchaue; was iſt 
Berathung und Beſchlußfaſſung des n 1 
dert? Sie werden zugeben, daß der Landtag eine große Verantwortlichkeit 
trägt, wenn Sie bedenken, was er dem Lande an directen und indirecten 
Ausgaben ſeit 20 Jahren gekoſtet hat. 


durch dem Grundbeſitze entzogen wird. Hierdurch hauptſächlich iſt die Ca⸗ 
pitalnoth des Grundbefikes mit veranlaßt worden. Hiergegen müſſen wir 
uns ausſprechen. Man darf doch den Ackerbau nicht gewaltſam unterdrücken 


dieſer traurigen Maßregel, die vielen braven treuen Unterthanen viele T 
— koſten wird, trifft ncht den preußiſchen Landtag, ſondern den Reichstag. 
In Rußland ſuchen die Armen die Freiheit, die ihnen in Preußen genom⸗ 

men wird. g 5 a 1 

Weiſe durch Gewährung religidſer Freiheit ansgezeichnet, es ijt dies das 

ebelite Diadem in der Krone Preußens. Aus den verſchiedenſten Ländern 

kamen Leute, denen in ihrem Vaterlande keine Religionsfreiheit gewährt war, 
nach Preußen eingewandert, und ſie fanden hier gaſtliche Aufnahme. 


gaͤngig zu machen. 
ches: i i 
[ese gar daß die 


aie 
ieje 
halb 
geben. 
ne denjelben Gründen, die Abg. v. Dechend im Abgeordnetenhauſe für fein 


Stuatshaushalte iſt eine der beſten Tugenden; aber die Polemik des Vor⸗ 


gaben, die ich freiwillig nennen möchte, die ſowoh 


werden müſſen. Das Herrenhaus, das ſchon 
Lage iſt, nur im Ganzen über den Etat abſtimmen zu können, hat nun be⸗ 


unter dem Schein der Etatsbewilligung beſtehendes Recht verletzt werde. 
Unſere Etatsberathungen bieten überhaupt 


bie vollkommene Macht über die game Stade eee in die Hände zu 


ganze Verwaltung Revue pa 
in ß, 


Etaksber 
a: athung ſogar dazu, um den 


iit: bis ekerathung nicht von Anfang an mit Entſchiedenheit entgegengetreten 


fe 


Ko ng der Geſetzgebung unſere Rechte gekränkt werden. 


mit der Regierſing. 
ben eit und wi fin de den rückſichtlich der Schatzſcheine 
gene Verfahren entſchieden 
die Regierung dazu, dem 
beſchränkt ſind, diefe 
in das Etatsgeſetz dieſen 
Regierung für die . i 
ah 2965 ab ke Die materielle Gefahr: 
po em Ge 


Se RR. a 
= Ea Ci” vg y 
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reslau 


Vierteljahriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. RE dr für den Raum einer 
flünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1%, Sgr. 


Nr. 90. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 


O. K. C. Landtags- Verhandlungen. 
Berlin, 21. Februar. 
14. Sitzung des Herrenhauſes. 
Eröffnung 11½ Wor, Am Miniſtertiſch: Der Finanzminiſter und 
Juſtizminiſter mit mehreren Commiſſarien. 


ERA 
E 


Neunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Könige es möglich zu machen, gegen den Willen der Landesvertretung Krie 
Krieg zu führen, wenn er es für nöthig hält. Dieſer Zweck wird aber dur 
die Ausgabe von Schatzanweiſungen gefährdet. So groß die Schatzanweiſun⸗ 
gen find, um eine fo große Summe wird der Staaksſchatz verringert. Wir 
wären zwar vollſtändig berechtigt, aus dieſem einen Grunde den Etat zu 
verwerfen. Das wollen wir aber für diesmal nicht, wir wollen der Regie⸗ 
rung nur eine Warnung für die Zukunft machen. — Im Uebrigen Pr id 
beim Etat nur zwei Punkte zu erwähnen, durch die das andere Haus in 
das beſtehende Recht eingegriffen hat und Rae die die Stellung des Herren: 

„Der eine betrifft die anſcheinend ſo un⸗ 
ſcheinbare Abſetzung der Mennonttenſteuer. Hierdurch iſt eine Gewiſſens⸗ 
frage verletzt worden. Es hat mich aufs Tiefſte Bere al3 aus der Mitte 
einer Deputation von Mennoniten, die bei mir erſchienen war, die Frage 
an mich gerichtet wurde: „Meinen Sie wirklich, daß unſer König und Herr 
nicht mehr die Macht hat, ein Privilegium aufrecht zu erhalten, das ‚feine 
Vorfahren unſeren Vorfahren verliehen haben?“ Und ich finde das Ver⸗ 
fahren des anderen Hauſes durchaus ungehörig. : 

Mit dem Votum des Reichstages ijt meiner Anficht nach die Sache durch⸗ 
aus noch nicht ein⸗ für allemal entſchieden. Ich glaube, die Staatsregierun 
kann noch immer in der Meinung ſein, kann woch die Hoffnung hegen, da 
der Reichstag ſeinen Beſchluß ſchließlich ändern wird; die Regierung kann 
daher immer noch das Privilegium aufrecht erhalten. Kein einziger Factor 
am allerwenigſten das Abgeordnetenhaus, hat das Recht, auf Grund eines 
Reichstagsbeſchluſſes gleich auf eigene Hand Steuern abzusetzen. Und, meine 
Dra wit 8185 [decia Een, u thun, die 9 en hr eae 
» . ¿ : LA ebenſten, treueften hanen Seine jeſtä des Kön ebitt haben. 
tatgeſetzes ; die Regierung habe ihr Moglichſtes gethan, 800 babe mit den Mennoniten auch rate Walla, ob fe 5 nicht 
at zur geſetzlichen Zeit zu Stande zu bringen, und wenn dies Bo a ni werden könnten. „Ach“, fagten fie mir, „wenn man uns erſt 
dies Privilegium gebrochen hat, dann ift es vielleicht guter Wille des Königs 
oder des Kriegsminiſters, wenn man uns noch dieſe kleine Begünſtigung 
läßt, aber ſicher iſt uns dieſelbe; war die Macht der öffentlichen Meinung ſo 
groß, um jenes e gegebene Verſprechen aufzuheben, wie wird man 
uns dann dies Privilegium halten? Dann müſſen wir uns unſer Privile⸗ 
gium in Rußland judgn.” Die Leute haben durchaus Recht, wenn. fie jo 
reden. — Der zweite Punkt, bei dem ich eine Verwahrung einlegen muß, 
betrifft die nur proviſoriſche Bewilligung für die hannoverſche Verwaltung. 
Das Einverleibungsgeſetz gab der Regierung die Macht, die Verhältniſſe in 
den neu erworbenen Landestheilen definitiv zu regeln. Iſt dies rückſichtlich 
irgend eines Punktes nicht geſchehen, jo gelten dort ganz ſelbſtverſtändlich die 
beſtehenden früheren Geſetze. Und deshalb iſt dieſe nur proviſoriſche Bewil⸗ 
ligung durchaus gane ad Eben fo gut konnte das andere Haus 
mit einem Male fagen: Ich bewillige die Landräthe nur propſſoriſch. Die 
dortigen Verhältniſſe find conſolidirt, find rechtlich, exiſtent. Niemand bat 
das Recht, ſie für proviſoriſch zu erklären. Trotz aller dieſer Bedenken will 
ich keinen Antrag auf Verwerfung des Etats ſtellen, ich will nur die Rechte 
des Hauſes gewahrt willen. Ich erwarte von der Regierung, daß fie in 
Zukunft jedem ähnlichen Uebergriffe des anderen guna, jedem Verſuche dazu 


wird in die 


— reten. Der erſte Gegenſtand iſt der 
Budget⸗Commiſſion u fi genf fi 


Darauf 
er das Geſetz, betr. die Feſtſtellung des 


Die Commiſſion (Ref. v. Rabe) beantragt das Geſetz ſo anzunehmen, 


Von Herrn v. Tettau iſt als Amendement folgende Reſolution bean: 

„Die Staats⸗Regierung aufzufordern, die im Jahre 1868 

e M. der General⸗Staatskaſſe eingelöſt werden können, 
peace Staatsanleihe zu erſetzen.“ 

Es wird gleichzeitig die Generaldiscuſſion eröffnet. 

Referent v. Rabe giebt eine allgemeine Ueberſicht über den Etat, der 

utritt der neuen Landestheile und durch die Gründung des norb: 


aron Senfft v. Pilſach hält es nicht für nöthig, daß die Regierung 
e Feſtſtellung des Etats geleiſteten Ausgaben Indemnität ver: 
es 


kaben der Verfaſſung zu drücken. 1 
Die Hauptthätigkeit jeder Landesvertretung bewege fic) namentlich in zwei 
unften: erſtens in der erforderlichen Zuſtimmung zu Geſetzesvorlagen und 
der Bewilligung neuer Steuern. Wenn ſich die beiden Häufer 


uldig. In Bezug auf das Budget ſelbſt tadeli 
edner die Aulage des Gehaltes für Subalterne, während bie für höhere 
eamte abgelehnt fet, die derſelben gleichfalls ſehr dringend bedürfen, glaubt 


E 20 Jahren geihehen? Was ijt durch 
andtags im Lande weſentlich verän⸗ 


An directen Ausgaben hat er ſechs 


Millionen Thaler gekoſtet, die indirecten find nicht minder bedeutend; wenn | mi treten wird 25 7 ‘ t : z 1 271 
mat 4 8. bent, Dap die Mini Mon ate lang ib te an ind fir 10 do mu ra A une ausſe 5 Ree ſie fic) nicht künftighin einem Veto ge y RT) beantragt, die Petitionen der Staats⸗ 
angeſtrengte Arbeitskraft vom Landtage auch noch in Anſpruch nehmen laſſen e aye A } ’ Der Antrag wird ange le 
müſſen. — Unter den Giynahmen vermiſſe ich eine Steuer tae Borſen⸗Ge⸗ soil e en Baer PA Pro la 2 cut ber o Es folgt an Bericht ver Betitions-Gommif ſion, 
ſchäfte, a aq doch jeder Tagelöhner für ſeine Mobilfar⸗Einkäufe ꝛc. Steuer naliftentribane A genweiſe v exits N; er 0 Wenn d Vorredner Eine Petition der Kaufmannſchaft zu Stralſund, welche dahin eht, di 
2 5 befbrbert bak ty viel Cabit gal a a 80 5 ree jagt, dab durch die Veſtimmungen im 7 über die © eee Regierung aufzufordern, ige Mittel zum Schutze der Halbinfel Sarg 
, D 4 yf t A f . . 2 . 
tel Capital nach dem Auslande ausgef 5 Rechte des Herrenhauſes verletzt wurden, fo iſt das nicht wahr, Die Herren en Ue ung zu ergreifen, wird der Staatsregierung zur Berück⸗ 


ji 


: : , erbau \ ; 6 : ; Zi von Staatswegen energiſcher Schutz der Dünen am 
um ſo weniger, da es feine geſündere äftigung giebt, als den Ackerbau] dagegen erhoben wurde, beſtimmt iſt, daß die Einlöjung event. weitere Aus: Jungk wel wege 
der PR lebt caia 70 iSquns Habritarbeler nur 405 — 2 von ate in „der Beſtimmung in dem Staatshaushaltsgeſetz ſtrande gem n ee in. Rises Gen Guilt Be faker Pemba Ya 
Betrübt hat mich ferner die Abſetzung emer Summe von dem, was file die] vorbehalten bleibe“? Und da jagen die Herren, das ift nicht der Ort, an]. Ueber cine Petition von jüdiſchen Cultusbeamten aus verſchiedenen Landes» 
Polizeiverwaltung gefordert war. In der jetzigen Zeit, wo leider, Gott fei's | welchem darüber beſtimmt werden ſoll? Da wollen Sie uns gute Lehren theilen, welche beantragen: ahah hie Cultusbeamten in allen Landes: 
gelling! e , ,,, orn ãꝗę, pn geiählt- un, angrkeüß ween mera ee 
die zur eno der Verbrechen nothwendigen Mittel entziehen. weiſe, noch entſchiedener — als Hr p. Al eiſt geglaubt hat, dieſe . zur Tagesordnung übergegangen. - ae: 


erner ift die ſogenannte Mennonitenſteuer abgeſetzt worden; die Arge 


rá: 
Die preußische Regierung hat ſich feit Jahren auf die rühmlichſte 


o 
Ich 


fe die Hoffnung, daß diejenigen Herren, die auch im Reichstage fipen, 
es aufwenden werden, um dieſe unbeſchreiblich traurige Maßregel vid: 


mehrere Bedenken gegen SS 2 und 3 des Etatsge⸗ 
eſtimmung über die Ausgabe von Schatzſcheinen in 

atsgeſetz aufgenommen ſei, wohin ſie gar nicht gehöre. Er bittet die 
taat3regierung, daß fie künftig einen ſolchen Weg nicht wieder beſchreite. 
Dann hegt er gewichtige Bedenken gegen die Ausgabe von Schatzanwei⸗ 
ungen überhaupt, die nichts weiter ſeien, als eine ſchwebende Schuld. Cs 
el dies ein gefährlicher Weg, der den Staatscredit erheblich ſchädigen könne. 


err p. Tettau beat 


Als man 1866 die Schaßanweiſungen ausgab, habe man allerdings wohl 
Dedung derſelben aus den Kriegsentſchädigungen in Ausſicht gehabt. 
Deckung ſei nicht eingetreten; eine andere nicht in Ausſicht; es ſei des⸗ 
durchaus verwerflich, dieſe Schatzanweiſungen auf's Neue wieder auszu⸗ 


— : 5 Berar ſeine Reſoluti 
n ſeiner weiteren Ausführung motivirt Redner ſeine Reſolution 5 habe ihnen aber geſagt, daß wenn ſie 


ekanntes Amendement vorgebracht. üplten, die Steuer 


Herr Camphauſen (Berlin): Die Sparſamkejt in der Führung des 


edners gegen Ausgabe der Schatzſcheine ſchießt weit über e make 
Die Summe 0 A . 
5 4 : ehr] werde ich fie nicht zuruͤckweiſen. — Hr. v. Kleiſt hat noch ſehr viel über das 
F andere Haus geſprochen; ich bin nicht in der Lage, darauf zu antworten, 
aber das muß ich noch ſagen: was er über die angebliche proviſoriſche Be⸗ 
willigung der ganzen hannoverſchen Verwaltung eäußert hat, ijt ganz 
ben Nur die Landdroſteien find proviſoriſch bewilligt, alles andere 
efinitiv. 
Graf Brühl erklärt ſich gegen das Amendement Tettau aus formellen 


Gründen. 3 
Herr v. Nan Zu meinen Bedauern ſehe ich den Herrn 
Finanzminiſter nicht auf ſeinem Platze, da ich gegen ihn einige Bemerkun⸗ 
gen machen wollte. (Regierungs⸗Commiſſar Molle eilt in das Miniſter⸗ 
Zimmer, unt den Minifter zu ae = Herr v. rice erklärt, warten zu 
1 — der Miniſter anweſend fet. — Es erhält in Folge deſſen zunächſt 
kommen; i i t ex in der Adreßberathung, das andere] das Wor 4 
%%% das Amendement Tettau bekämpft wee 
1 u laſſen, um über alle Theile derſelben 12 ei im Weſentlichen den Ausführungen Camphauſen's anſchließt. (Der 
ünſche auszuſprechen, ja man benutzt die Finanzminiſter ijt unterdeſſen wieder eingetreten.) 
Veiſuch zu Absetzungen einzelner Poſi⸗ Herr v. Kleiſt⸗Retzow: 5 mochte in der Sache ſelbſt das Eine be⸗ 
Es thut mir leid, daß die Regierung dieſer ganzen Form | merken, daß es uns vor allen inet darauf ankommen muß, im Augen: 
blicke des Krieges eine genügende Geldmaſſe in der Hand der Regierung zu 
wiſſen, mit der ſie die Armee mobil machen und in Feindesland werfen 
kann. Mit Ruückſicht darauf iſt die Summe von 30 Millionen angemeſſen 
und jeder Betrag, der davon abgezogen wird, if eine Machtſchwächung mi 
und Wee — Ich danke zunächſt dem Herrn Finanzminiſter für die Art 
und Weile, mit der er ſich der Mennoniten angenommen hat, ich bin das 
gerade von der Seite des Herrn Finanzminiſters, nach der Stellung, die er 
zu allen dieſen Fragen einnimmt, nicht anders gewöhnt. Wenn er das Mit: 
tel weiß und findet, dieſer ſchwierigen Frage abzuhelfen, und er ſcheint es 
gefunden zu haben, ſo würden wir ihm ſehr dankbar fein. Es iſt klar, daß 
der Herr Finnen der die Steuer nicht annehmen würde, wenn er nicht 
die Mittel ſähe, ihnen materiell zu 8 ‚wenn er fie annimmt, fo weiß 
er die Mittel und Wege ſchon. — Was die Hauptfrage betrifft, fo bleibe 
ich dabei, daß eine ſolche Beſtimmung nicht in den Etat gehört; eine der⸗ 
artige geſetzliche Beſtimmung kränkt die Rechte des Herrenhanſes materi 
unzweifelhaft. Wir haben durchaus die Nothwendigkeit, einem ſolchen Vor: 


ne Schwächung, ſondern eine weſentliche Stärkung des Staats Credits. 
Hr. v. Kleiſt⸗Retzow: Das Budget fest fic) Pen aus ſolchen Aus: 
5 A dich aes wie gborebt 
erden können und aus ſolchen, die ganz unumgänglich nothwendig bewilligt 
Lac 1 755 an und für ſich in der üblen 


onders auf jene erſte Kategorie zu achten, damit nicht vom anderen Hauſe 


ein eigenthümliches Bild. Der 


zonſtitutionalismus hat überall in feiner Natur das Streben, immer mehr 


orm von Reſolutionen ſeine 


en zu machen. 


einzige Mittel gegen dies weitläufige und verfaſſungswidrige Ver⸗ 
niin „daß die Regierung alle dieſe Rejolutionen ganz und gar unberück⸗ 
A läßt und ich hoffe, daß fie dies Mittel zur Anwendung bringen wird. 
ir dürfen es nimmer dulden, daß bei Gelegenheit des Etats durch 
Das pia 

und es geſchieht vom andern Haufe im Cinber tändniß 
Ich meine die Schatzanweiſungen. Herr v. Tettau hat 
gehören nicht in 
erechtigt wie verpflichtet, das hiermit eingeſchla⸗ 
zu mißbilligen und zurückzuweiſen. Wie kommt 
u Herrenhauſe, deſſen Rechte ſchon fo außerordentlich 
a Rechte dadurch noch mehr zu ſchmälern, daß fie 
ragraphen hineinbringt? Sá erwarte, daß die 
Zukunft von derartigen Eingriffen in die Rechte des 
der Schatzanweiſungen liegt 
jeſtät dem 


dieſem Etat, 


iete. Der Staatsſchatz hat den Zweck, Sr. $ 


den diesmaligen Etat eine ſolche 
daß ich nur das nicht ſelbſt 
anderer Weiſe geſprochen haben. 2 2 
jo find dieſe der rechtliche Zuſtand in Hannover. Es iſt durchaus kein 
orgie fondern ein ſehr gefährlicher und für die dortigen Einwohner 
ſehr beſchwe 

tigen rechtlichen 
wollen. Dieſer 
hoben werden. 


ßiſchen Staatsiduldideine jetzt niedriger ftá 


redner beſtimmt haben, über die Fi 
welche die Interef 
eine unglückliche iſt und man hat Beſchwerde zu führen, ſo thue man es 
poſitiv, nicht in ſo allgemeinen Ausdrücken. Wenn der Herr Vorredner die 
Güte gehabt hätte, nicht blos den jetzigen Cours der Se 
ſondern den aller anderen Papiere mit dem früheren zu vergleichen, jo 
würde er ſie alle niedriger gefunden haben, als früher. Es ſind dies Ver⸗ 
bald, die jebr bau! Dun 

er 


trag; der 
nochmals dringend die Ahlehnung des Amendements Tettau, indem er die 
8 Vortheile der Ausgabe von Schatzſcheinen, gerade in Kriſen, her⸗ 
vorhe 


meu, wie es aus der zweiten Berathung des 
gegangen ijt. — Das Haus tritt dem Untra 


Petitionen, welche dahin gehen: „daß bei Errichtung eines pomologi 
Inſtituts im Regierungsbezirk Wiesbaden zu e : aten 
entſchieden werde.“ 


ſich an den Herzog von Ujeſt mit der Eröffnung gewandt 

3 die e Namen fel af 2 e 
Tagesordnung übergegangen fei, offenbar eine Fälſchung fe 
keine ſolche herrühre. Er bittet deshalb das Haus, ihm das 
a zu geſtatten, damit er möglicher Weiſe den Fälſcher entdecken könne. 


gewähren. f 


eſetze vorliegen, von denen bis jetzt erſt über den erſten Thei 
ftattet iſt; der 

dem erſten. Se 9 q 
würde die Sitzung doch vor Dinstag oder Mittwoch ni 
den können. Vorauſichtlich wird die Discuſſion darüber lange dauern, und 
für mol der Annahme müßten wir, da das Geſetz Verfaſſungsänderun⸗ 
gen in fi } 
Sachlage glaube id, dem Hauſe vorſchlagen zu können, in die 
me eens überhaupt nicht mehr einzutreten, 

er de 


ſich dem an, wünſchen aber, 
handlung kommen, 


Ordnung über mehrere kleine Geſetze, 
uͤbergekommen ſind und Petitionen. 


Die Tribünen ſind ſpärlich beſetzt. 


i ni 
Finanzen und Zölle aber den Entwurf eines Geſebes, betreffend 


den neuer wor 
riſchen Enclave Kaulsdorf und des vormals Heſſen⸗Homburgiſchen Oberamtes 
Meiſenheim. 173 7 


Entwurf bis zur nächſten 
er 140 Information biete, 
zur Abſtimm 


reichend informirt hielten, mil 


Abänderungen von der Commiſſion 
fm bat im Weſentlichen nur 
t 


gehen entſchieden entgegenzutreten, und die Regierung, die unſere Stellung] R 


8 Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen ff 72 
n 


alle Boſt⸗ 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche S ind Monta; 
ont = ben en Iwein wri nt A 


übrigen Lag erſcheint 


Sonnabend, den 22. Februar 1868. 


kennt, ſollte und müßte die Hand dazu bieten, uns zu ſchützen. Materiell 
kann ich auch nicht eine meiner Bemer 
Seite erkenne ich an, daß die egos formell berechtigt q ift, in 

id) bedauere, 


kungen widerrufen. Auf der andern 


i e a pnl 
e abe, ſonſt würde ich auch vorhin in 
as endlich die Landdroſteien betri 


eſchwerlicher Zuſtand, wenn unſere legislatoriſchen Gewalten den dor⸗ 
a tand als proviſoriſchen hinſtellen und dauernd bebal 
u 


ten 
nd kann nur auf dem Wege der Geſetzgebung auſge⸗ 


Auf eine Bemerkung des Barons Senfft v. Biljad, daß bie preus 
nden, als früher, antwortet 
otibe den Herrn Vor⸗ 
nanz 


e zu ſprechen in einer Weiſe, 
Landes verletzen koͤnnte. Wenn die Fauna 


der Finanzminiſter: Ich weiß nicht, welche 


en des 


uß der Generaldiscuſſion wird angenommen. Auf der 


Rednerliſte ſteht noch Herr Tellkamp 


Referent v. Rabe erklart, daß die Commiſſion einſtimmig der Anſicht 


war, daß die Mennonitenftener nicht mehr aufrecht zu erhalten geweſen ſei, 
ſobald die Be 


iung von der Dienſtpflicht aufgehört habe, 
1 des Geſetzes wird ſodann einſtimmig angenommen. 
u 8 2 ran s n ſpricht Herr v. Tettau nochmals fiir ſeinen An⸗ 


N 


Finanzminister widerſpricht ihm. — Herr Meviſſen empfiehlt 


2 wird angenommen, ebenſo $$ 3, 4, 5, und schließlich das 3 


ganze Geſetz. 


ie von Hrn, v. Tettau 45 Reſolution wird jedoch abgelehnt. 
Es folgt der Bericht der Budget⸗Commiſſion über das Geſetz, betreffend 


die Uebernahme und Verwaltung der nach dem Wiener Friedensvertrage vo 
den Elbherzogtbhümern an Dänemark E entrichtenden Schuld. er © 


Die Commiſſion (Referent v. Le Coq) eon g das Geſetz ſo anzuneh⸗ 
i lbgeordnetenhauſes hervor. 

e bei. a 

Es folgt der mündliche Bericht — 4 — Commiſſion über mehrere 


Gunſten der Stadt Cronberg 


Die Tagesordnung ijt damit erledigt. E 
Der Präſident theilt mit, daß der Landrath a. D. Krauß aus Loslan 


und über die das Haus kürzlich zur f 
i, da don bu 
Sártititid zur 
as Haus tritt dem Vorſchlage des Präſidenten bei, dieſen Wunſch zu 


Präſident Graf Stolberg: Sie wiſſen Alle, daß uns no a Schul⸗ 

ericht er⸗ 
weite Theil ſteht aber im offenbaren Zuſammenhange mit 
N Vence noch heute in pre 1 7 Hume, 


anberaumt wer⸗ 


bſt wenn der 


ſchließt, nach 21 Tagen nochmals darüber abſtimmen. Bei biefer — 
Berathung 
zumal der Herr Cultusmini⸗ 


v. Kröcher und Graf Rittber ließen 
daß die hierauf bezüglichen Vetitionen 2 i ene 
Schluß 2% Uhr. Nächſte Sitzung: Morgen, Sonnabend 11 Uhr. 

die aus dem — hee 


53. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Der Präſident eröffnete die Sigung um 10% Uhr mit faſt leeren Bänken. 


elben Auffaſſung iſt. 


Die Herren v. Meding, 


Am M 


t. 
ee de 8 Ich hatte die Abſich 


von Denzin 
bi 7 


Das Haus tritt hierauf in den erſten Gegenſtand der Tages⸗Ordnung: 
. 1 Gommitfenen für Handel und Gewerde und fat 


ufbebung und Ablöſung gewerblicher B ti 5 
5 genen gandestheiken mit Auster be tied Y ale 


den Antrag des Abg. Herrlein, die Beſchlußfaſſung über den Geſetz⸗ 

Sein auszuſetzen, da die een keine 
wird vom Präſidenten als ui ms 

ung geftellt; denjenigen Abgeordneten, die ño ncht Y aus⸗ 

e es überlaſſen bleiben, gegen den ganzen Ente 


e 76 Paragraphen umfaſſende Regierungsvorlage ig 
Modi⸗ 
berein⸗ 


verbundenen Berechtigungen, Andern den Bntrieb eines G 
e e To 
ri 8 
1 „Bähr, Oetker und 1 


7 Ebnet, { 
erungscommiſſar bittet, dieſelben 
W r welcher der Handels miniſt 


wenn die Berechligung 


ch: | mijhe Unterbrechungen der 


des Rei a ee ote proa werde, 
Vin 


Ihrer Anſicht treten mit großer 
Valve b 


bene Anrecht auf die, wenn auch immer noch unvollkommene Gewerbefreiheit 
der alten Monarchie und auf die ſtets wiederkehrenden Beſchwerden, die bei 
Aufhebung abſoluter Vorrechte auftauchen und fic) gegen das vollkommenere 
Recht ftemmen. Die wirkliche Compenſation für den Verluſt des Vorzugs 
liege in ſeinem bisherigen Niesbrauch. 
Für die Anträge treten die Abgg. Windthor (Meppen), Grumbrecht, 
Herrlein, Redecker, Dr. Bähr und Hänel ein, von denen namentlich 
der letztere auf Art. 9 der Verfaſſung hinweiſt, der die Unverletzlichkeit des 
Eigenthums garantire. Als Eigenthum ſeien aber auch ſolche Privatrechte 
zu betrachten, die wie die durch das Geſetz berührten ohne Entschädigung 
nicht aufgehoben werden dürften. Abg. Lasker beſtreitet das Recht, aus 


= ntrag Bromm, deſſen Annahme die Folge haben würde, daß der 
ganze Geſe entwurf an die Commiſſionen zurückverwieſen und in dieſer 
Seeſſion nicht mehr erledigt würde, wird abgelehnt, desgleichen der vom 
Abg. Bähr und Genoſſen. N 
Ein Antrag Gumbrecht macht einen exceptionellen Anſpruch auf Ent⸗ 
E n für Berechtigungen geltend, welche für den Betrieb eines Gewer⸗ 
bes an Corperationen ertheilt ſind. Der Antragſteller extrahirt bei dieſer 
Gelegenheit die Erklarung der Staatsregierung, daß der Kloſterfonds in Han: 
nuove, wie der Finanzminiſter den Vertrauensmännern bereits erklärt habe, 
als pia causa, nicht als juriſtiſche Perſon betrachtet werde, daß mithin die 
Lt Facaliices Eigenthum geltenden Beſtimmungen dieſes Geſetzentwurfes 
auf jenen Fonds nicht ae. Zwei Vertreter aus den neuen Provinzen, 
Braun (Hersfeld) und Hänel unterſtüßen den Antrag Grumbrecht, der jedoch 


wie ein Antrag Kleins: den Gemeinden, Kämmereien u. ſ. w. wenigſtens 
45 Auslagen für Erwerbung der Berechtigungen zu erſtatten, abgelehnt 
wird. — 


Die Vorlage, wie ſie von den Commiſſionen empfohlen ift, wird in allen 
ihren Theilen mit einer bom Armas 2 gebilligten e olution zu 
Sl angenommen, die Regierung aufzufordern, wegen Aufhebung, ot 
anderweiter Regulirung des Abdeckereiweſens in den neu erworbenen Lan: 
Bie destheilen dem nächſten Landtage eine Vorlage zu machen. Abg. Braun 
Gersfeld) beantragt ſchließlich das Geſetz erſt mit dem 1. Januar 1869 in 
Kraft treten zu laſſen, auch dieſer Antrag wird abgelehnt, da der Regierungs⸗ 
Commiſſar jede Colliſion mit der Gewerbeordnung des Bundes vermieden 

Commiſſion über den Geſetzentwurf, 


zu ſehen wünſcht. 4 
Es folgt der Bericht der Juftig: 

betreffend die Ergänzung der $$ 45 bis 47 und § 59 Tit. J. der Depoſi⸗ 
tal⸗Ordnung vom 15. September 1783. - Referent Lampugnani ems 
r pfiehlt ſeine Annahme in der vom Herrenhauſe beſchloſſenen Faſſung, und 
das Haus tritt ihm ohne Discuſſion bei. : 
23 Das Haus tritt Lirio in die Schlußberathung über den Entwurf eines 
Geeſetzes, betreffend die Verwendung der as in 
den neuerworbenen Landestheilen und die Gultigkeit der 
{ fle dee Aude im ganzen preußiſchen Staatsgebiet. Die Abgaben 


Boi 
a 


x die Ausſtellung von Jagdſcheinen, Jagdwaffenpäſſen und Gewehrerlaub⸗ 
- mißicheinen in den neuen Provinzen follen vom 1. April d. J. ab den zu 
bildenden Kreiscommunalfonds überwieſen und nach den Beſchlüſſen 
der Kreisvertretung verwendet werden. Ferner ſollen die in den altländi⸗ 
3 a wie in den neu erworbenen Provinzen ausgeſtellten Jagdſcheine u. f. w. 
für den Umfang des ganzen Staatsgebiets gültig ſein. ] 
Die Commiſſion beantragt die Annahme des Entwurfes. (Ref. Abe: Dr, 
Francke.) Ein Vertreter der Regierung bemerkt gegen Braun (Hersfeld), 
ab da, wo zur Zeit keine Abgabe für Jagdſcheine beſteht, wie in Heſſen 
und Schleswig, es bei dieſem Zuſtande vorläufig, bis zum Erlaß eines all- 
E gemeinen Jagdppolizeigeſetzes, fein Bewenden haben muß. Die Vorlage wird 
Hohne Discuſſion genehmigt. 1 
Es folgt die Schlußberathung über den Antrag des Abg. Francke: die 
Staatsregierung aufzufordern: die in den alten Landestheilon geltenden Ge⸗ 
ſetze vom 31. Oktober 1848, betreffend die Aufhebung des Jagdrechts 
= 8 fremden Grund und Boden und vom 7. März 1850, betreffend die Jagd⸗ 
. * volle, u die Provinz Schleswig⸗Holſtein im verfaſſungsmäßigen ege 
auszudehnen. x 8 
5 = ef. Abg. Dr. Braun (Wiesbaden) beantragt, die Regierung aufzufor⸗ 
E dern, auf verfaſſungsmäßigem Wege auch für die Provinz Schleswig⸗Hol⸗ 
pS ftein das 0 drecht auf fremden Grund und Boden, in Uebereinſtimmung 
mit dem ehe vom 31. October 1848, aufzuheben und die wa 
= Fee Anordnungen zu treffen. — Er giebt eine eingehende Dar⸗ 
ft 
= 
5 


EN 


ung der Geſchichte des Jagdrechtes in den Herzogthümern. Eine Ent⸗ 
ae Being der zur Zeit Bere Hate ſoweit ihre Rechte ablösbar find (denn 


ein Theil der Jagdrechte iſt nach der lokalen Geſetzgebung auch nicht Benen 
Entſchädigung abzulöſen), würde eine Anomalie gegen die unentgeltliche Auf: 
2 s 5 0 des Jagdrechtes auf ſiskaliſchem Boden in der alten Monarchie und 
in Naſſau ſein und nichts anderes bedeuten, als eine neue Grundſteuer. 

15 Miniſter v. Selchow iſt im Princip mit dem Antrage des Referenten 


ein verſtanden, bittet aber die Morte „in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze 
vom 31. October 1848“ zu beſeitigen, da die Regierung mit der Geſetzge⸗ 
bung jenes Jahres nicht übereinſtimmen, nicht an jie gebunden fein, fondern 
bei der Vorlage des bezüglichen Geſetzes freie Hand haben will. 5 
Abg. v. Dieſt beantragt die vom Minifter perhorrescirten Worte in dem 
Antrage des Referenten zu ſtreichen, in welcher Streichung Waldeck eine 
empfindliche Verſchlechterung erblickt. Wie gut jenes Geſetz „von 1848“ ſein 
muß, beweiſt die enw keit für alle nachfolgenden ſtarken Mig e 
an ihm zu rütteln. Seltſam, daß der Miniſter der Landwirthſchaft das 
gdrecht vertritt, da doch die Jagd der ärgſte Feind der Landwirthſchaft ijt. 
r hundertjähriges . giebt es keine Entſchaͤdigung. Das Wild, das 
einige Wenige zu ihrem Vergnügen niederſchießen, durfte, wenn es keine 
Graſung fand, hd auf dem Acker des Landmannes nähren, ein folder Zu⸗ 
‘ ag konnte als ein geſetzlicher dauern! Mit Erſtaunen, ja mit Entſetzen 
höre ich, daß eine preußiſche Regier ng die sjnadfeobnde in den Herzog: 
-——thíimern nur gegen Entſchädigung aufbef en will, (Gelächter ann Wie, 
Sie wagen es darüber zu lachen? Hier liegt keine berechtigte Eigenthümlich⸗ 
keit, ſondern eine Eigenthümlichkeit der Berechtigten vor, und wenn etwas 
an dem Antrage gut ijt, fo ijt es die Anziehung des Geſetzes vom 31. De: 
tober 1848. (Bei ra : . . 
E Abg. v. Scheel⸗Pleſſen: Die Jagd in Schleswig⸗Holſtein iſt po 
werthlos und bringt einen höheren Pachtzins, weil die vermögenden Bürger, 
namentlich Hamburgs, das Dergnügen, ſich Sonntags auf der Jagd zu er⸗ 
holen, über den Werth bezahlen. Durch Aufhebung des Jagdrechts ohne 
Entſchädigung würde man ein Unrecht begehen, dieſe Anſchauung iſt auch im 
Volke lebendig. (Bravo rechts.) 
Abg. Lette äußert ſich im Sinne Waldecks. 
Neſerent Dr. Braun vertheidigt das Jagdgeſetz von 1848 als eine gute 
Erbſchaft jenes Jahres gegen die Idioſyncraſie und den horror des land⸗ 
wirthſchaftlichen iniſters. Die Jagdfrohnden beſtehen bis heute in unge⸗ 
meſſenem Umfange in den Öerientbümern fort; wie kann man fic) fo leicht 
über einen Flecken an dem Schilde des preußiſchen Staates hinwegſetzen! 
Unruhe rechts). : 
Eine große Anzahl von Petitionen um Aufhebung des Jagdrechts find 
ſtein eingegangen, und ſomit ſtellt ir 5 1 55 Admini⸗ 
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aus Said r ; t i 
ſtrator und Adminiſtrirten eine große Meinungsverſchiedenheit heraus. Die 
einzige Folge der 1 würde die ſein, daß man das Vergnügen der 
5 Jagd etwas theurer bezahlen würde, und das ſchade gar nichts. 

eo Abg. Simon v. Zaftrow (gegen Walde): Im Jahre 1848 konnte 
Es man wohlerworbene Rechte mit allgemeinen Redensarten über den Haufen 
ſchmeißen, im abs 1868 geht das nicht! Daß die Frohndienſte in den 


i ogthümern beſtehen, ift doch nicht Schuld des preußiſchen Rechts; wir 
ie a bereit, fie aufzuheben, aber Privatredte ohne Entſchädigung werden 
ge 


niemals aufheben. 


Die Discuſſion wird geſchloſſen. a: v. Scheel⸗Pleſſen bemerkt per: 
raun, 


erhaupt echauffirt 
nen ſolchen 


e e Discuffion 
d 


TS 


22 LS EEE a nie; 
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ren feiner Art“ ... Die ge enden Worte werden durch wiederholte ſtür⸗ 
; inten fajt unverſtändlich. Referent Dr. Braun 

findet einen hinlänglichen Schutz gegen ben Schlußbericht des Referenten in 
dem Recht zur perſönlichen Bemerkung, das die Geſchäftsordnung jedem An⸗ 
egriffenen giebt und das Herr Scheel⸗Pleſſen eben ſo ſehr kennt als braucht. 

e west la vérité, qui frappe! 

„Bei der Abfimmung wird die Frage, ob die Worte: „in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Geſetze vom 31. October 1848” in den Beſchlu 
des Hauſes aufgenommen werden ſollen, wie die Zählung ergiebt, mit 133 
gegen 128 Stimmen und darauf in namentlicher Abſtimmung mit 139 
gegen 132 Stimmen verneint: Die Worte ſind alſo geſtrichen und 
der Antrag des Referenten wird ohne dieſe Worte genehmigt. (Dafür 
ſtimmen u. A. der Referent, Francke, Tweſten. 

Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. (Nothſtands⸗Vor⸗ 
tna 910 Anträge Koſch und v. Hennig's, außerdem zahlreiche Vorlagen und 
erichte). 


Berlin, 21. Februar. [A mtlided.) Se. Majeſtät hat den nachbe⸗ 
nannten Perſonen Orden verliehen, und zwar: 

den Rothen Adler⸗Orden erſter Klaſſe: dem Marquis Alexander 
Edmund von Talleyrand-Perigord, Herzoge don Dino, dem Großherzoglich 
mecklenburg⸗ſchweriniſchen General⸗Lieutenant und General⸗Adjutanten 
v. Zülow und dem perſiſchen General⸗Lieutenant Mohſin⸗Khan; 
den Rothen Adler⸗Orden weiter Klaſſe mit dem Stern; dem Mi: 
Werz ve nnern Sr. Hoheit des Vice-Sónig3 von Egypten, Mohamed 

rif Paſcha; 

den Rothen Adlerorden pene Klaſſe: dem Marquis Aimé be la 
Rochelamoert und dem Groß 


erzoglich heſſiſchen Miniſterial⸗Rath Schleier⸗ 
macher zu Darmſtadt; 


dt; 

den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe: dem Kaiſerlich franzöſiſchen 
General⸗Inſpector der Geſtüte, Grafen von Montigny zu Paris, dem Groß⸗ 
berzoglich medlenburg-(hmerintichen Hauptmann und Bgl enen von 

ietinghoff und dem Oberſt⸗Lieutenant a. D. Kirchner, bisher im Fürſtlich 
ſchwarzburgiſchen Contingent zu Rudolſtadt: 
den rothen Adlerorden vierter Klaſſe: dem Vorſtand des königlich 
baieriſchen Ober⸗Poſt⸗ und hte für Mittel⸗Franken, Euler⸗Cßel⸗ 
Bar: zu Nürnberg und dem Hauptlehrer Dr. Carl Ludwig Schmid zu 
ingen; : 

den königlichen Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe: dem tóniglid nor: 
wegiſchen Oberſten im Generalſtabe und Adjutanten Sr. Majeſtät des Ri: 
nigs, Chriſtian Grimsgaard, dem großherzoglich mecklenburg⸗ſchwerin⸗ 
{hen Oberſten z. D. Baron v. Langermann⸗Erlenkamp, Commandan⸗ 
ten von Schwerin, dem fürſtlich ſchwarzburgiſchen Staats⸗Rath und Kam⸗ 
merherrn v. Wolffersdorff zu Sondershauſen und dem erſten Vorſtande 
des Muſeums qu kadrid, Don Federico de Madrajzo; 

den königlichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe: dem großherzoglich 
heſſiſchen Oberſt⸗Lieutenant v. Lynder, Chef des General⸗Quartiermeiſter⸗ 
Stabes, dem ea fee badiſchen Oberſt⸗Lieutenant Kraus im General: 
Stabe, dem kaiſerlich franzöſiſchen Hauptmann Grafen de Lambilly im 
General⸗Stabe, dem großherzoglich mecklenburg⸗ſchwerinſchen Hauptmann 
und Flügel⸗Adjutanten d. Conring, dem Grafen Perſeo Pompeo Fal⸗ 
toni zu Florenz, dem Boligei-Cher Rut idud Aly Bey zu Alexandrien, 
dem erſten Bürgermeiſter Freiherrn v. Stromer zu Nürnberg, dem königl. 
baieriſchen Ober⸗Poſtmeiſter Lauböck zu Augsburg und dem Medicinalrath 
Dr, 1 zu Bernburg, ſowie 

den königlichen onen⸗Orden vierter Klaſſe: dem großherzoglich 
badiſchen wage Schneider im Generaljtabe, dem großherzoglich he e 
Hauptmann Beck vom General⸗Quartiermeiſter⸗Stabe, dem fonigl. baieriſchen 
Hauptmann Wackenreiter im 11, Infanterie⸗Regiment „von der Tann“, 
dem konigl. norwegiſchen Premier⸗Lieutenant Schnitlex im Generalſtabe, 
dem großherzoglich Pra Dampfihifffahrts » Verwalter Devrient zu 
Conſtanz, dem Haupt » Agenten des öſterreichiſchn Lloyd, A bon 
Battiſti zu Alexandrien, und dem Techniker Auguſt Fiſcher bei ber 
e e be HAREe Karlsruhe. 

e. Majeſtät der König hat dem 1 Delion bei dem han⸗ 
noverſchen Landgeſtüt zu Celle den rothen Adler⸗Orden vierter Kaffe, ſowie 
dem ene Haupt⸗Steueramts⸗Diener Salate zu Croſſen das Allge⸗ 
meine Ehrenzeichen; dem pract. Arzt ꝛc. Dr. Iſidor Wolff zu Sprottau, 
im Regierungsbezirk aoe den Character als Sanitätsrath; ſowie dem 
Decorationsmaler W. enkhauß zu Osnabrück das Präbicat eines konig⸗ 
lichen Hof⸗Decorations⸗Malers verliehen und den ſeitherigen Bürgermeiſte 
Wennhak zu Aſchersleben, der von der dortigen Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
e getroffenen Wiederwahl gemäß, als Bitrgermeifter der Stadt 

ſchersleben für eine fernerweite zwölfjährige Amtsdauer beſtätigt. 

[Norddeutſcher Bund.] In Verfolg der Bekanntmachungen vom 
10. Auguſt, 4. und 23. September v. J. wird hierdurch zur offentlichen 
Kenntniß gebracht, daß auf Grund der Artikel 6 und 7 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde für den norddeutſchen Bund 

von Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen 
fernerweit : i . 

der Wirkliche Geheime Legations « Rath und Minifterial « Director 

v. Philipsborn, 

der Geheime Ober⸗Finanz⸗Rath Wollny und 

der Geheime Regierungs⸗Rath Graf zu Eulenburg 
zu Bevollmächtigten zum Bundesrathe ernannt worden find. - 

Berlin, den 15. Februar 1868. 
Der Kanzler des norddeutſchen Bundes. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 

Berlin, 21. Febr. [Ihre Majeſtät die Königin] wohnte 
geſtern der Trauerfeier in Bethanien bei. — Im königlichen Palais 
fand ein größeres Diner ſtatt und beide königlichen Majeſtäten erſchienen 
Abends auf dem von Sr. Bnigl. Hoheit dem Prinzen Albrecht veran⸗ 
ſtalteten Feſte. f (St.⸗Anz.) 

= Berlin, 21. Februar. [Aus dem Abgeordnetenhauſe.] 
Von den 18 Gegenſtänden, welche der Präſident v. Forckenbeck heute 
auf die Tagesordnung des Abgeordnetenhanſes geſetzt hat, ſind nach faſt 
ſiebenſtündiger Dauer der Sitzung doch nur vier erledigt worden und 
es bedurfte ſchließlich noch einer namentlichen Abſtimmung, um dem 
liberalen Prineip der Aufhebung des Jagdrechts ohne Entſchädigung 
eine Niederlage, wenn auch nur mit einer Majoritát von 6 Stimmen, 
zu verſchaffen. Gegen den Schluß kam es bei eben dieſer Jagdfrage 
noch zu einem ſtürmiſchen Auftritt, als ob die wilde Jagd durch das 
Haus brauſte, herbeigeführt durch die maßloſen und gänzlich unparla⸗ 
mentariſchen Angriffe des Freiherrn Carl v. Scheel-Pleſſen, Ober: 
Präſident der Elbherzogthümer, gegen den Abg. Dr. Braun (Wies⸗ 
baden). Den Kürzeſten zog dabei — — der Vicepráfident v. Köller. 
Forckenbeck oder Bennigſen würde den Ausfall im Keime unter⸗ 
drückt, anderenfalls aber durch einen energiſchen Ordnungsruf parirt 
haben; das zartere Auftreten des Herrn v. Köller fand bei dem Hauſe 
wenig und bei Herrn v. Scheel⸗Pleſſen am wenigſten Anklang, denn 
perſönlich war fein Angriff ſicher über die Maßen. Auch im Herren- 
hauſe ging die einſtimmige Annahme des Budgets nicht ohne Reibung 
zwiſchen der Regierung und der äußerſten Rechten ab; ſagte doch der 
Finanzminiſter von Herrn v. Kleiſt⸗Retzow u. A.: „Der Vorredner hat 
ſich erlaubt“ ꝛc., und von Senfft⸗Pilſach, er ſchädige die Intereſſen des 
Landes. — Die Conſervativen des Abgeordnetenhauſes hatten übrigens 
ſämmtliche Miniſter zum Abſchiedsdiner geladen, jedoch — nur 
Herr v. Selchow war erſchienen. 8 

[In Folge der gegen den hieſigen Apotheker Dr. Cöhn 
ſchwebenden Unterſuchung! hat der Kriegsminiſter eine Aufnahme 
ſämmtlicher in den Militärlazarethen befindlichen Arzneibeſtände ſowie 
deren genaueſte Unterſuchung angeordnet. Eine hiermit betraute Com⸗ 
miſſion hat nun ihre Unterſuchung beendet, als deren Reſultat fid: 
herausſtellt, daß nicht nur viele der Medicamente verdorben, ſondern 
auch gefälſcht waren. Um in Zukunft derartigen Uebelſtänden zu be⸗ 
gegnen, hat der Kriegsminiſter eine bereits vom Könige genehmigte 
Verfügung erlaſſen, wonach für das Gebiet der norddeutſchen Armee 
fünf permanente Revifionscommiffionen. errichtet werden, die ihren Sitz 
in Berlin, Breslau, Hannover, Schleswig, Koblenz haben und ſich 
lediglich mit Beaufſichtigung der für die Lazarethe nöthigen Medica⸗ 
mente befaſſen ſollen. 

[Jacoby.] Das Organ der füddeutſchen Radicalen, die „demo⸗ 
kratiſche Correſpondenz“, ſchreibt wortlich: „Johann Jacoby, der mit 
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Grasſchnur befindet, geſandt. 
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feinen Fractionsgenoſſen wegen feiner allbekannten Rede einige Erörte⸗ 
rnagen gehabt bat, ijt leider noch nicht von der Fortichrittöpartei, d. h. 
von Waldeck und deſſen Freunden, getrennt. Wir möchten um Alles 
eine Verbindung gelöſt ſehen, wo ſeines Namens guter Schein Leuten 
zu gute kommt, die deſſen nicht werth find. 

[Der königliche Brief an Herrn v. Bodelſchwingh.] Der 


$ „H. B. H.“ wird von hier officiós geſchrieben: „In den Zeitungen iſt 


viel von einem Briefe des Königs an Herrn von Bodelſchwingh, den 
Führer der confervativen Oppofition, die Rede, welche mit der üblichen 
Schlußformel, der Verſicherung fortgeſetzter Gewogenheit, endet. Man 
irrt aber ſehr, wenn man die Bedeutung des königlichen Schreibens 
auf dieſe Verſicherung beſchränkt. Bekanntlich hatte der König auf 
einem Hofball, welcher am Abend vor der Abſtimmung über den han⸗ 
noverſchen Provinzialfonds ſtattfand, dem Herrn v. Bodelſchwingh ernſte 
Vorwürfe über deſſen parlamentariſches Verhalten gemacht. Herr von 
Bodelſchwingh hatte hierauf in einer Vorſtellung an den König ſich zu 
rechtfertigen verſucht, worauf jenes oben erwähnte Antwortſchreiben er⸗ 
folgte, in welchem bei der bereits mündlich ausgeſprochenen Mißbilli⸗ 
gung, unter ſpecieller Motivirung derſelben, verharrt wurde. In dieſer 
fortgeſetzten Mißbilligung iſt alſo die Bedeutung des vielbeſprochenen 
Schreibens zu ſuchen, wenn auch der König dadurch nicht eine ent⸗ 
ſchiedene Ungnade ausdrücken wollte.“ 

[Die Schriftſtellerin Julie Burow! (verwittwete Frau 
Pfannenſchmidt) wurde am 19. d. M. im Theater zu Bromberg vom 
Schlage gerührt und ſtarb nach wenigen Stunden. 

Stettin, 21. Febr. [Durch Kohlendampf.] In der Kaſerne 
des 14. Infanterie⸗Regiments wurden heute ſieben Soldaten von Kohlen⸗ 
dampf betäubt gefunden. Zwei derſelben ſtarben bald darauf, das 
Aufkommen zweier Anderer iſt noch ungewiß. Drei ſind als gerettet 
zu betrachten. 

Kiel, 21. Febr. [Marine.] Nach den bei dem Ober⸗Com⸗ 
mando der Marine eingegangenen Nachrichten iſt Sr. Maſeſtät Schiff 
„Niobe“ am 8. Januar d. J. von St. Pierre aus in See und am 
11. deſſelben Monats im Golf von Paria zu Anker gegangen. Am 
15. Januar ging die „Niobe“ wegen des im Golf von Paria herr⸗ 
ſchenden ungünſtigen Wetters wieder in See nach der Inſel Dominika 
und ankerte am 20. Januar Abends in der Prince Rupert Bay, wor 
ſelbſt die „Niobe“ bis Anfangs März verbleiben wird. — Sr. Maj. | 
Schiff „Hertha“ iſt am 20. Febr., von Smyrna kommend, in Malta 
eingetroffen. : E 

Cda red af 

Wien, 21. Febr. [Eiſenbahn⸗Einnahme.] In der Woche bom 12, 
bis 18. Februar betrug die Einnahme der öfterr.sfrang. Staatsbahn 649,140 
Nee gegen die entſprechende Woche des vorigen Jahres ſtellt ſich mithin eine 

Rebreinnabme. von 288,047 Fl. heraus. a 
Amerika. f 

Newyork, 6. Februar. [Amerika und England.] Dem 
Correſpondenten der Londoner „Times“ zufolge iſt eine Depeſche von 
dem Privatfecretár des Präſidenten mit Bewilligung des letzteren nach 
Philadelphia abgeſandt worden, die Johnſon's Entſchluß, die „Ala⸗ 
bama“-Angelegenheit kräftig zum Abſchluſſe zu bringen, kundgiebt. 
Große Wichtigkeit legt der genannte Correſvondent der Sache keines⸗ 
wegs bei, ſondern ſtellt fie in dieſelbe Klaſſe wie eine große Anzahl 
anderer Parteimandver, die gewöhnlich vor einer neuen Präfiventihafte: 
wahl mit mehr oder weniger Erfolg in Scene geſetzt werden. Im 
Uebrigen ſei man in Philadelphia und auch anderwärts der Anſicht, 
daß demnächſt eine hervorragende Perfönlichkeit als Nachfolger des 
bisherigen Geſandten Adams nach England geſandt werden folle. deſſen 
Aufgabe es wäre, die Verhandlungen wieder zu eröffnen und Zahlung 
der von der Union verlangten Entſchädigungsgelder zu fordern. Zu 
gleicher Zeit würde Seward ſich mit Mr. Thornton, dem inzwiſchen 
in-Wafhington warm gewordenen dieſſeitigen Geſandten, benehmen. 

Internationales Verlagsrecht.] Bei einer am 0. Januar in- 
Newyork A efundenen Verſammlung amerikaniſcher Verlagshudhindler — 
und Schriftfteller wurde ein internationales Verlagsrecht warm befürwortet 
und ein Ausſchuß ernannt, der einen Operationsplan zur Erlangung des⸗ 
elben entwerfen und einer in Bälde zuſammenzuberufenden neuen amms 
ung der Anweſenden vorlegen follte, 

kebarakteriſtiſches Zeichen far Abſchluß ein es Vertrags. 
Der König der Fedjee⸗Inſeln hat dem Präſidenten der Ver. Staaten einen 
ungeheuren Wa ahn, an deſſen Enden ſich eine als Handhabe dienende 
Berührt der Präſident die Schnur und nimmt 
ſomit das Geſchenk an, ſo iſt der Vertrag, nach welchem ſich der König der 
tie zur Zahlung der Entſchädigungsſumme für drei von jeinen 

nterthanen verſpeiſte amerikaniſche Seeleute verpflichtet, bindend. 
n . . = 3 


Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem Wolff’ ſchen Telegraphen⸗Bureau. 

Florenz, 20. Febr. General Lamarmora hat eine Erklärung 
veröffentlicht, nach welcher die Meldung von feinem bevorſtebenden Ein⸗ 
tritt in das Cabinet vollſtändig unbegründet iſt. — Die „Italie“ er⸗ 
fährt aus Rom, daß der Papſt die Werbungen von Freiwilligen im 
Auslande einzuſtellen befohlen habe. Aus Rom wird ferner gemeldet, 
daß die Deſertionen in den aus Ausländern beſtehenden Corps der 
päpſtlichen Armee im Zunehmen begriffen ſind; in den letzten Tagen 
allein belief ſich die Anzahl derſelben auf etwa vierzig. 

Florenz, 21. Febr. Die Schlußabſtimmung über das Budget 
pro 1868 wird, da die Deputirtenkammer anläßlich der Carnevalszeit 
eine zehntägige Vertagung hat eintreten laſſen, erſt im nächſten Monat 
erfolgen. Rattazzi hat auf eine telegraphiſche Anfrage des 
Vicomte Kerveguen die Angabe, daß er der „Opinion nationale“ 
gewiſſe Summen zur Verfügung geſtellt habe, für völlig unbegrün⸗ 
get erklärt. 

Italieniſche Rente 51, 30. Napoleonsd'or 22, 94. 

Florenz, 21. Febr., Abends. Deputirtenkammer. Das Ausgabe⸗ 
Budget (918 Millionen), wurde mit 176 gegen 38 Stimmen ange⸗ 
nommen. Das Budget für 1869 wird in den erſten Märztagen vor⸗ 
gelegt werden. Die Kammer wird bis zum 2. März vertagt. 

Paris, 21. Febr., Abends. Der „Etendard“ theilt mit, daß die 
preußiſche Regierung für die loyalen Maßregeln, welche die franzöͤſiſchen 
Behörden in Betreff der hannoverſchen Legion ergriffen haben, der hieſigen 
Regierung ihren Dank habe ausſprechen laſſen. 

Demſelben Blatte zufolge iſt die Angabe des Brüſſeler „Nord“, 
daß die Angelegenheit der hannöverſchen Legion die guten Beziehungen 
zwiſchen Oeſterreich und Frankreich alterirt habe, unbegründet. 

London, 21. Febr. „Times“ berichtet, daß in den letzten vierzehn 
Tagen mindeſtens 50,000 Quarters Weizen in Queenstown und Fal⸗ 
mouth, ferner 20—30,000 Quarters Weizen, von Californien unter⸗ 
wegs, für franzöſiſche und andere nahe gelegenen Häfen aufgekauft ſeien. 

Bradford, 20. Febr. Wolle ſtetig. Bei ſteigenden Preiſen leb⸗ 
baftes Speculationsgeſchäft. Garne feſt, in Stoffen gutes Geſchäft; 
für öſtliche Märkte vaſſende Stoffe höher. 

Amſterdam, 21. Febr. Bei der Nachwahl in Gröningen haben 
die Liberalen einen neuen Sieg davon getragen, indem der von den⸗ 
ſelben aufgeſtellte Candidat Geertſema von 1024 abgegebenen Stim⸗ 
men 740 erhielt, während auf den conſervativen Candidaten, Feith, 
nur 235 Stimmen fielen. . . : Es 

Dem Vernehmen nach wird das Miniſterium, obwohl es nicht mit 
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Sicherheit auf eine Majorität in der neugewählten Kammer rechnen 
kann, dennoch im Amte verbleiben und zunächſt abwarten, welche Hal: 
tung die Generalſtaaten der Regierung gegenüber rückſichtlich der jüng⸗ 
ſten Auflöſungsmaßregel annehmen. Man glaubt, daß bei einem op 
poe e Auftreten der Kammer eine wiederholte Auflöſung erfol⸗ 
en wird. 

Petersburg, 21. Febr. „Golos“ ſchreibt: Die Staatsbank be: 
hält trotz des Geldüberfluſſes den Zinsfuß von 8 pCt. aus dem Grunde 
bei, weil ihr bei Beginn des Metallkaufs im Juni v. J. von dem 
Fmanzminiſter die. Verpflichtung auferlegt wurde, den damaligen Dis: 
contoſatz aufrecht zu halten, fo lange die Metallkäufe dauern würden. 
Das Silberagio hat die Bank auf 16% pCt. herabgeſetzt; das Gold: 
agio bleibt unverändert. Ena 

New-York, 21. Febr. (Per atlantiſches Kabel.) Johnſon er: 
nannte Macclellan zum Geſandten in London und General Lorenz 
Thomas zum Kriegs⸗Secretär an Stelle des wiederum entlaſſenen 
Stanton. te 

Paris, 20. Febr. Der „Conſtitutionnel“ veröffentlicht eine Cor⸗ 
reſpondenz aus Galatſch, worin es heißt, daß Philipp Toti von dem 
in Bukareſt beſtehenden ſlaviſchen Comite beauftragt worden fei, die 
Inſurrection in Bulgarien zu leiten und nach Serbien zu gehen, um 
eine Inſpicirung der Invaſions⸗Abtheilungen vorzunehmen. Die Donau 
ſei bereits überſchritten worden und eine Bande von 50 Mann an 
der türkiſchen Seite zwiſchen Siliſtria und Turtufhai ans Ufer gegan⸗ 
gen. Andere fünfzehn Mann ſollen in Bulgarien eindringen. 
= (T. B. f. N.) 
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; $ £ Breslau, 21. Febr. [Der a des nordweſt⸗ 
lichen Theils der inneren Stadt) bie resi Abend unter dem Vorſitz 
des Herrn Dr. Stein im Saale des gelben Löwen eine Verſammlung ab, 
in welcher der Vorſitzende die ney eet zunächſt nochmals auf die alle 
14 Tage in der Reftauration von Kaßner ftattfindenden geſelligen Abende 
des Vereins aufmerkſam machte, und zur Betbeiligung aufforderte, Da oft: 
ee he ein Gegenſtand von beſonderer Wichtigkeit, die projectirte Re⸗ 
orm des Breslauer Begräbnißweſens, das Intereſſe der Bürger⸗ 
Bet in Anſpruch nehme, 0 habe der Vorſtand die Anberaumung einer 

chalsverſammlung für nethwenbig erachtet, um den Bezirksgenoſſen 
Gelegenheit zu geben, ihre Meinung bezüglich der in Rede ſtehenden Frage 
auszuſprechen, Leider ſei Herr Juſtizrath Bouneß, der es übernommen, 
die Discuffion durch einen Vortrag über die Sache einzuleiten und der als 
Referent der Kirchen⸗Commiſſion mit dem Gegenſtande vollkommen vertraut 
fei, verhindert, feine Juſage zu erfüllen. Doch könne eine genügende Be: 
kanntſchaft mit dem, um was es ſich handle, vorausgeſetzt werden, da die 
öffentlichen Blätter dem Gegenſtande bereits die gebührende Aufmerkſamkeit 
zugewandt hätten. Hr. Dr. Stein 1 hierauf kurz die projectirte Reform, 
die es freilich noch fraglich erſcheinen laſſe, ob eine völlige Gleichheit durch 
ſie erreicht werde. Gr berührt ferner die aufgeworfenen Zweifel bezüglich 
der Competenz der ſtädtiſchen Behörden und meint, daß der Magiſtrat ber: 
möge jeiner Patronats⸗ und Conſiſtorialrechte wohl berechtigt ſein dürfte, die 
Reform vorzunehmen, daß aber in Bezug anf die Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung Beden man we könnten. Er wünſche, daß dieſelben beſeitigt würden, 
denn die Reform ſei auf ei eine mit Freuden zu begrüßende Mapfre gel. 
Die durch ſie angeſtrebte Gleichheit aller ſtehe ihm viel höher, als alle die Ein⸗ 
wände, die etwa im Einzelnen noch gegen ſie gemacht werden könnten. Hr. 
Bezirksvorſteher Orthmann verurtheilt mit ſcharfen Worten das ſeitherige 
Begräbnißweſen, das gerade den Mittelſtand pecuniär auf das Unverant⸗ 
wortlichſte belaſtete. Hoch könne er auch der projectirten Reform nicht voll⸗ 
kommen beiſtimmen, da durch ſie eine volle Gleichmäßigkeit nicht erreicht 
werde. Auch fei die einzuführende Begräbnißſteuer namentlich in Rückſicht 
auf diejenigen, welche nicht an die Scholle gebunden, ungerecht. Herr Dr. 
Stein bemerkt, daß dieſe Steuer zur Deckung der entſtehenden Ausfälle und 


Rechte verletzt würden. elne Innungen hätten 
Todten für die Hälfte der egräbnißtaxe beerdigt 
ch nun, ob und wie man dieſelben entſchädigen 
wolle. ezug auf Miſchehen trete eine Ungleichheit ein. 
Einem evangeliſchen Familienvater, deſſen Familie katholiſch, wir: 
den neue Laſten auferlegt, ohne daß er in den Genuß der Vor⸗ 
theile trete, und umgelehrt genieße ein katholiſcher Bürger mit om Joe 
Familie wohl die Vortheile der Reform, das billigere Begräbniß der Seinen, 
ohne die Steuer zahlen zu müſſen. Es werde ein Modus zur Ausgleichung 
dieſes Mißverhaliniſſes ee werden müſſen. Hr. Dr. Lip i üb, (der 
inzwiſchen den Vorſitz übernommen) conftatirt, daß über die Nothwendigkeit 
einer Reform des Begräbnißweſens alle Anweſenden einverſtanden zu ſein 
ſcheinen und nur in Meza auf den pecuniáren Theil der Vorlage die Mei⸗ 
nungen auseinandergehen. Hr. Vollrath glaubt, daß, um für Alle ein 
leiches, anſtändiges Begräbniß zu eat es keiner neuen Steuer bedürfe. 
r Magiſtrat wolle Pflichten von ſich wälzen, aber keine Rechte aufgeben, 
edner könne ſich für die Reform nur dann erklären, wenn den Gemeinden 
auch eine Mitwirkung bei der Wahl der Geiſtlichen ꝛc. zugeſtanden werde. 
fei dieſe Forderung um fo mehr zu betonen, als gerade hierin wohl ein 
rund des vorhandenen Mangels an kirchlichem Sinn zu ſuchen ſei. Herr 
Hofferichter halt die Stadtperordneten⸗Verſammlung für incompetent, 
im der in Rede ſtehenden Stage zu entſcheiden. Die evangeliſchen 
Gemeinden ſeien eigentlich zu befragen, und er bedauere, daß dieſe 
im Allgemeinen ſo indifferent zeigen. Der Vorſitzende hilt 
die erufung einer größeren Verſammlung von evangeliſchen Gemeinde⸗ 
gliedern für angemeſſen und nothwendig. Herr Elsner ftellt den Antrag, 
daß der Vorſtand ermächtigt werde, eine ſolche Verſammlung zu berufen. 
orſitzende modificirt dieſen Antrag dahin, daß der Verein es aus: 
ſpreche, er erkenne die Nothwendigkeit an, 25 in kürzeſter Friſt eine Ver⸗ 
ſammlung der evangelischen Gemeindeglieder berufen werde und überläßt es 
dem Vorſtande, die geeigneten Schritte zu thun. Dieſer Antrag wird, nach⸗ 
dem noch die Herren Elsner, Orthmann, Hofferichter, Hamburger 
u. A. fic) darüber ausgelaſſen, einſtimmig angenommen. A 
Es wird demnächſt zur Erledigung der im Fragekaſten befind⸗ 
lichen ragen übergegangen. Von denſelben haben zwei durch die voran⸗ 
gegangene Debatte ihre Beantwortung gefunden. Eine dritte regt bie 
Grundung einer Suppen⸗Anſtalt innerhalb der nordweſtlichen innern 
Stadtbezirke an. Es betheiligen ſich an der Debatte die Herren Würdig, 
Elsner, Orthmann, Hof duenne die Nei L. Cohn und der 
Vorſigende und erkennen im Allgemeinen die Nothwendigkeit und Mög: 
lichkeit, einen Frauen⸗Vererin zur Veſpeiſung und Bekleidung Armer inner⸗ 
b des Bezirks zu gründen. Bei der Beſchlußfaſſung erklären die Anwe⸗ 
enden mit großer Majoritát es für wünſchenswerth, daß eine Suppenanftalt 
r die ener en ezirke der innern Stadt gegründet werde und be⸗ 
auftragen den Vorſtand, die nothwendigen Veranſtaltungen zu treffen. 


A Breslau, 19. Februar. [Raufmánnif er Verein.] Die e 
eſte des kaufmänniſchen Vereins erfreuen ſich ſeit einer Reihe von Jahren 
im hie po Handelsſtande einer ſteigenden Beliebtheit und nachdem in den 
letzten Jahren die Räume des Café restaurant der wachſenden Betheiligung 
knapp zugereicht hatten, war diesmal der große neue Börſenſaal, den der 
Borſen⸗ ctienverein bereitwilligſt zur Disposition geftellt, zur Feier des dies⸗ 
— 18. Stiftungsfeſtes hergerichtet. In üblicher Weiſe bildete ein Diner 
Ror Be Beige e ne 
Ge aft unterhielten, das Progra j N 
über 400 Mitin und Gäſte theilnahmen. Eine Anzahl Ehrengäſte: die 
Herren A Kommandant v. Bojanowski, Stadtverordneten - Vorfteher 
Gtetter, : Phas baad Pläſchke, Handelstammer-Prajident, Geh. Commerz. 
Rath dran » Derabauptmann Dr. von Carnall, die Herren Divectoren 
der königlichen und ſtädtiſchen Bank, Rechtsanwalt Dr. Gad, höhere Beamte 
re gleinis war Fanfkekepaetr wur tu Set en — Que er: 
F er nur kurze Zei . — Bor⸗ 
fihende, o den Jefe mit inem ¿udetid auf die a 
1 tm nführu eußen 
en Staaten vorangeſchritten fei, to Anfan i 0 bichunber’ mit 
der Gewerbefreiheit und der Gemeindeordnung, ſpater mik dem Bau der 
Eiſenbahnen, der Gründung des Zollvereins, der Einrichtung der Handels⸗ 
kammer; im 3 Ried 1 5 — Ag ca u Bei 
beſſerungen des Verkehrs aus es Reichsrathes; e dann aus, 
. durch die großartige Gründung des norddeutſchen Bundes er: 
möglich und verbreitet waren und ſchließt mit einem Hoch auf Se. Majeſtät 


den König, mye 
e 


; 549 : 
lorreichen Thaten dieſe glänzende Schöpfung ihre Ent: 
ſtehung verdanke. Herr Grüttner i ater oak auf die königlichen 
Behörden, deren Zutrauen und Wohlwollen der Verein zu ſeinen Arbeiten 
bedürfe und deren er ſich in hohem Grade erfreue. i Milch führt aus, 
wie der Sicherheit, mit der ſich Handel und Gewerbe bewegen und entwickeln, 
das Bewußtſein der Stärke zu Grunde liege und bringt ein Hoch auf das 
Heer und Herrn Commandanten v. Bojanowski, 5 dieſes mit einem 
herzlichen lückwunſch auf das Wohl und Gedeihen der Stadt Breslau, mit 
der ſeine Stellung jo eng verbunden fei, beantwortete. Herr Lange ge: 
denkt der ſtädtiſchen Behörden und Herr Kämmerer Pläſchke dankt in ihrem 
Namen und toaſtet auf das Wohl der Breslauer a byl die den 
Kern des 2 Bürgerthums repräſentirt. Herr Stetter auf den Vor⸗ 
ftand des kaufmänniſchen Vereins, der einen großen und intelligenten Theil 
des Handelsſtandes in ſich faſſe. Herr Weinhold auf die Handelskammer, 
welchen — Herr Geh. Commerz.⸗Rath Franck in einem Hoch auf Schle⸗ 
ſiens Handel und Induſtrie erwiederte und den Wunſch ausſprach, daß das 
gute Einvernehmen ee Handelskammer und Verein, welches bei den 
großen noch zu lójenden commerziellen Projecten doppelt nöthig fei, fic 
ferner erhalten möge. Es reihen ſich hieran humoriſtiſche Tiſchreden der 
Herren Director Fromberg, Prof. Dr. reel Stadtgerichtsrath Stenzel 
u. A. auf die Zukunft des Vereins, den Vorſitzenden, die Vergnügungs⸗ 
Commiſſion, bis die gehobene Stimmung der pi Gefellſchaft ihre 
Souveränetät geltend machte und Alles in ein großes Colloquium verlief. — 
Vier Lieder würzten das Mahl. Das erſte ſchildert in höchſt ſcherzhafter 
Weiſe die Reformen der Gegenwart auf kaufmänniſchem Gebiet; das zweite 
von O. C. in baroken, mit Anachronismen reichlich verſehenen Verſen, die 
Entſtehung und Geſchichte der Börſen; ein drittes lustiges Liedchen von . n, 
das vom Verfaffer ſelbſt gelungen wird, geißelte Vereinsereigniſſe und ein 
viertes Carmen beſingt den ſtillen Socing, den fic) jeder Kaufmann in fein 
Geſchäft nehmen ſollte und der „Gluck“ heißt. Die Lieder ernteten, wie die 
ſchönen Violin⸗Soli, welche die Herren Anders ohn und Ehrlich unter 
Begleitung des Herrn Pangritz vortrugen, und einige Geſang⸗Piecen, mit 
welchen Herr Rieger die Verſammlung erfreute, rauſchenden eifall. Das 
belt erleuchtete, in edlem Style gehaltene Local (auf deſſen Galerien fic) ein 
leiner, aber deſto ſchönerer Damenflor eingefunden hatte), die gewählte 
Tafelmuſik der Börner'ſchen Capelle, die außerordentlich ſtarke Betheiligung, 
die guten Speiſen und Getränke, das ganze treffliche Arrangement, um 
welche ſich das Vergnügungs⸗Comite verdient gemacht, fand allgemeine Be⸗ 
friedigung, die ſich in dem Zutritt vieler neuer Mitglieder documentirt. 


ener 

K Neumarkt, 20. Februar. [Thierſchaufeſt. Verſchiedenes.] In 
der geſtrigen Sitzung des hieſigen landwirthſchaftlichen Vereins wurde der 
frühere Beſchiuß erneuert, am dritten Pfingfeiertage d. J. (2. Juni) ein 
Thierſchaufeſt hierſelbſt abzuhalten, indem Herr Martin ſich bereit erklärte, 
die Funktionen des Secretärs fortzuführen und die Arrangements zum Thier⸗ 
ſchaufeſt wieder zu übernehmen. Auf Antrag des Vorſitzenden, Agb. Over: 
weg auf Rauſſe, wurde ihm von der Verſammlung durch Erheben von den 
Plätzen Dank gezollt. Nach dem veröffentlichten Jahresbericht der Kreis⸗ 
Sparkaſſe pro 1867 betrug ult. December pr. das Intereſſenten⸗Capital 
168,003 Thlr. und iſt daſſelbe gegen das Vorjahr um 13,088 Thlr. geftiegen. Am 
Montag bewegte ſich ein langer Trauerzug nach dem ev. Friedhofe, um die 
irdiſchen Ueberreſte des allgemein hochgeachteten Geh. Sanitätsrath Dr. Rau 
zur Erde zu beſtatten. — Der Vortrag des Herrn Paſtor Lie. Sandrock 
hatte am Sonntag ein zahlreiches Publikum verſammelt. Vor⸗ und nachher 
wurden vom Metzner'ſchen Geſangverein (gemiſchter Chor) einige Gefänge 
ſehr ſchön vorgetragen. 


„ Warmbrunn, 20. ae [Clue Wohlthat in der Neth] In 
den meiſten zur Herrſchaft Kynaſt⸗Greiffenſtein gehörenden Ortſchaften haben 
die Stellenbeſitzer ihre durch Verjährung erlangte Berechtigung, wöchentlich 
zweimal Raff⸗ und Leſeholz in den herrſchaftlichen Wäldern ſammeln zu 
dürfen, auf den ies Rath der Grundherrſchaft ¿either nicht zur 
Ablöſung gebracht. An dieſen Orten haben aber auch die Inquilinen — 
ohne ein e Recht wie die Hauseigenthümer zu beſitzen — unge⸗ 
bindert Raff⸗ und Leſeholz ſammeln, aus den abgeholzten Schlägen die 
Stöcke und Wurzeln herausmachen und auch die trockenen Durchforſtungs⸗ 
ſtengel in den Dickungen nehmen dürfen und dadurch eine Unterſtützung ge⸗ 
noſſen, die bei den hohen Holz⸗ und Kohlenpreiſen nicht genug gewürdigt 
werden kann. Daß nun die Stellenbeſitzer den guten Rath der Perrſchaft 
befolgt, hat ſich gerade im gegenwärtigen ſtrengen und anhaltenden Winter 
als außerordentlich klug und wohlthätig erwieſen. Hätten fie zu einer Ab: 


loͤſung ihres Rechtes fic) verleiten laſſen, jo würden von ihnen Diejenigen] N 


— und es find die meiften — welche trotz aller Anſtrengung, trotz raftlojen 
Fleißes kaum das tägliche Brot erwerben, die geringe Abfindungsſumme, 
wenn nicht ſchon früher, fo doch während der jebigen enormen Theuerung 
aller Lebensmittel suaelebt aben und nicht im Stande fein, das, bendibigte 
ate perra zu laufen. Noch weit troſtloſer aber würde die Lage der 
armen Miethwohner ſein, die nicht einmal einen Ablöſungsſchilling zum Haß die 
gant und jetzt ebenfalls kein Holz mehr batten ſammeln dürfen. aß die 

oth ſchon in ſehr vielen Familien unſerer Baudendörfer eingekehrt, läßt 
ſich gar nicht mehr beſtreiten und verſchweigen. Wenn jene Armen nun 
obendrein auch kein Holz mehr hätten ſammeln dürfen, alto zu dem Hunger 
ſich auch noch der Froſt gefellt, würden wir heut ſchon von einem Elend zu 
berichten haben, das dem in Oſtpreußen nicht viel nachgeben dürfte. Die 
Kohlenpreiſe haben abermals eine Steigerung erlitten, an vielen Orten, 
namentlich da, wo noch keine Niederlagen, höchſtens Kleinhändler ſich befin⸗ 
den, find die Kohlenpreiſe (8—12½ Sgr. pro Scheffel) 3 ſogar 
höher, als die Holzpreiſe; es würden wohl alſo — wenn kein Holz mehr 
geſammelt werden dürfte — vom Froſt getrieben, ſo viele Arme zu Holz⸗ 
diebſtählen ihre Zuflucht nehmen, daß die kleineren oder ärmeren Gemeinden 
gar nicht mehr im Stande wären, die Unterſuchungskoſten zu bezahlen und 
nebenbei auch noch die übrigen Familien lieder der Verurtheilten eo — 
deren Strafabbüßung zu erhalten. Manche Holzſammler ernten oft ſogar 
i als fie zur Feuerung bedürfen; fie verkaufen einen Theil ihres Sam: 
melholzes oder verarbeiten es — ſoweit es tauglich — zu kleinen, noch 
beſſer iu verwerthenden Holzwaaren. Es muß daher — wie gefagt — die 
Nichtablöſung der erwähnten Natural Prajtation, ſowie die dom Grafen 
Schaffgotſch den Inquilinen fo Milde ertheilte Exlaubniß zum Holzſammeln 
als ein weſentliches Mittel zur Milderung der Noth, als eine nicht hoch 
genug zu ſchätzende Wohlthat betrachtet werden. 


Reichenbach, 20. Febr. [Oeffentlichkeit der Stadtverordne⸗ 
ten⸗Verſammlungen. — Sparkaſſen Defect⸗ Angelegenheit.] Eine 
Correſpondenz aus Reichenbach in einer anderen dortigen Zeitung meldet, 
daß hier die Oeffentlichkeit der Stadtverordneten⸗Verſammlungen factiſch auf⸗ 
gehört habe, da das Sitzungslocal von einem „Cerberus“ bewacht werde. 
Schon oft hat der Vorſitzende des Stadtherordneten-Collegiums fein Be- 
dauern darüber laut werden laſſen, daß die Berathungen fo wenig Zuhörer 
aus der Bürgerſchaft herbeiführen. Der „Cerberus“, welcher an der Thüre 
des Locales ſteht, iſt übrigens ein harmloſer Magiſtratsbote, der keineswegs 
eine Aehnlichkeit mit jenem ſtrengen unterirdiſchen Portier hat. Jedenfalls 
hat der Bote keine Weiſung, Jemandem den Eintritt zu verſagen, falls die 
Sitzung nicht ausnahmsweiſe als „geheime“ gilt. Wir ſind überzeugt, 
daß es gewiß den Herren Stadtverordneten ſchmei elhaft ſein würde, re at 
viel Zuhörer bei ihren Berathungen zu finden. — Die Erledigung der lei⸗ 
digen Sparkaſſen⸗Defect⸗Angelegenheit ſteht jetzt in Ausſicht, da nächſte Woche 
ein Regierungs⸗Commiſſarius zur Bearbeitung der für unſeren Ort ſo überaus 
wichtigen Sache hier erwartet wird. Wir wollen doe daß die lange Zeit, 
welche die Angelegenheit ſchon in der Schwebe iſt, auf deren Erledigung 
keinen ſtörenden Einfluß üben wird. 


e nee ere 
= Oblau, 16. Februar. [Geſ ang bud ce Umſtände hielten uns 
ab, früher über die zweite öffentliche erſammlung ev. Hausväter Mitthei- 
lung zu machen. Wir laſſen ſie nachſtehend folgen. 
veferirt, was ſeither geſchehen und das Schreiben eines emeinde⸗ Vertreters, 
welcher, durch einen peace verhindert, jener Verſammlung nicht beiwoh⸗ 
nen konnte, darum vorgeleſen, weil derſel e inzwiſchen ſeiner Verpflichtung, 
das K.⸗ u. H.⸗Geſangbuch zu prüfen, in jens umfaſſender Weiſe nachge⸗ 
kommen; aber — Anderes noch ganz außer Acht laſſend — über die ganz 
unerwartet aufgefundenen, maſſenhaften Verſchiedenheiten wahrhaft erſchrocken, 
zu der unbedingten Ueberzeugung gelangt it, daß ohne die exheblicften 
Störungen beide Bucher gleichzeitig nicht benutzt werden können. — Der 
hierauf folgende Bericht der Deputirten über ihre Unterredung mit dem Kgl. 
Conſiſtoria präfibenten hielt ſich in den Schranken ftrenger Objectivität. 
Hervorgehoben wurde, daß man, um die bedenkliche Aufregung der Gemüther 
it ftillen, zwar vorläufig die bekannten Punkte zu Gunſten des Gerhard» 
chen Buches genehmigt; jedoch auf das Beſtimmteſte von der Ein⸗ 
führung des K.⸗ und H.⸗Geſangbuchs geſprochen, worüber die 
Gemeinde nicht zu entſcheiden habe, da es auch nicht nöthig fei, 
ihre Zuſtimmung einzuholen. Nur das rigoroſe Verfahren gewiſſer 
3 erfuhr Fr Mißbilligung. Bedeutſam erſcheint es, daß dabei das 

„ u. H.⸗Geſangbuch als ein ſolches bezeichnet wurde, welches noch wei⸗ 
terer ecdaberungen und Verbeſſerungen bedürfe, obſchon die 
neuſten Auflagen deſſelben bereits weſentliche Veränderungen erfahren haben, 
da des Störenden und Unpaſſenden nod ſehr viel darin fei, — 


n der Kürze wurde 


Als die Verſammlung nun aufgefordert wurde, ihre Anſicht auszuſprechen. 

erklärte fie e gi fie könne damit nicht zufrieden jein, denn fie 
halte es für ihr heiliges Recht, ein Andachtsbuch ungeftört zu behalten, 
das mit „allergnädigſter Königlicher Freiheit“ erſchienen fei und die Gemeinde 
befriedige. Da das K.⸗ u. H.⸗Geſangbuch ſelbſt von einem Mitgliede des 
Kgl. Conſiſtoriums als ein ſolches bezeichnet werde, das Verbeſſerungen be⸗ 
dürfe, fo ſehe man nicht ein, warum man etwas Unfertiges und Mangel⸗ 
haftes kaufen folle. Unbeirrt ſtehe die Verſammlung bei dem Entſchluſſe, 
dieſes heilige evangeliſche Recht bis auf das Henberke auf dem 

Wege des Geſetzes zu vertheidigen. Das Verfahren gewiſſer Leute 
habe auch den ſimpelſten Verſtand davon überzeugt, daß Mitg ebrauch 


bt 


alten. Es ſei gar kein Wunder, wenn bei ſolchen Erfahrungen die Ba 
vien 


der Eangeliſchen in Schleſien abnehme. — Ganz von ſelbſt erk 


Sichtbar waltete auch diesmal eine würdig ernfte, gehobene Stimmung bon 
Anfang bis zu Ende. So mögen wohl unſere Vater verſammelt geweſen 
ſein, - See eligible Ueberzeugung gegen Widerſacher vertheidigen muß⸗ 
ten! Daß jüngſt der! t p 
Trauernden gewünſchte Grablied: Ich faſſe, Vater, Deine Hände 2c. zu fingen, wird 
auch in unjerer Gemeinde wegen der in letztere reichenden Familienbeziehun⸗ 
gen gewiß nicht wirkungslos bleiben. So weit iſt es alſo gekommen, daß 
man gegen Bezahlung ein Lied aus dem Gerhard'ſchen Geſangbuche nicht 
me laſſen darf, das mit Genehmigung der höochſten Behörden in 190 
ſchleſiſchen Gemeinden 70 Jahre lang gebraucht worden iſt! : 
A Btieg, 19. 


ebruar. [Rundſchau.] Die neue Feuerlöſch⸗Ordnung 

vom 7. October v. J. hat viele Bürger ſehr unangenehm geſtimmt, insbeſons 
dere aber der Umſtand, daß nach dieſer Ordnung die jüngeren Kräfte im 
Alter bis 35 Jahren zum Löſchdienſte nicht verpflichtet find. Der Gegen⸗ 
ſtand wird in manchen Kreiſen der Bürgerſchaft noch lebhaft discutirt und 
dürfte auch abermals vor die ſtädtiſchen Behörden gelangen. Das Bedürf⸗ 
nif. nach gegenſeitigem Meinungs⸗Austauſch hat die Begründung eines 
„Bürger⸗Vereins“ in nahe Ausſicht peftllt, und dürfte zunächſt beſonders 
von Denjenigen angeſtrebt werden, welche mit obiger Feuerlöſch⸗Ordnung ſich 
nicht einverſtanden erklären. Bereits ſollen die Statuten für den Verein der 
piefigen Polizei⸗Behörde vorgelegt worden fein. — ye der letzten Verſamm⸗ 
ung des Gewerbe⸗Vereins gab Herr Gewerbeſchu 

einen intereſſanten Bericht über die in Paris bereits zur Anwendung ge: 
kommene neue Methode der Gasbeleuchtung. Herr Gewerbeſchullehrer 
Ulffers überraſchte die Zuhörer durch eine Menge auf den Vortrag bezüg⸗ 
lichen Beleuchtungs⸗Experimente. Am Schluß der Sitzung hielt Herr Ge⸗ 
werbeſchullehrer Laue einen Vortrag über das Weſen der „We fel”, .—: 
As veranſtaltete der hieſige Turn-Verein im „Bergel“ einen heiteren 
q tnachtsabend, bei welchem es nicht an diverſen Faſtnachtsſcherzen fehlte. — 
die hieſige Kaſernenfrage iſt bis jetzt noch ungelbſt. Magiſtrat beabſichtigt, 
einſtweilen das Schießhaus auf weitere Zeit als Interims⸗Logirhaus in 
Miethe zu behalten. Zugleich find aber weitere Projecte ins Auge gefaßt, 
durch welche, wenn fie gelingen, dieſe Frage vollftándig gelöſt werden würde. 
Dann dürfte aber vorausſichtlich gerade dadurch eine andere, die Schule 
Lokalitäten tief berührende Frage entſtehen, die möglicherweiſe einer durch⸗ 
greifenden Reform unſeres ſtädtiſchen Schulweſens offene Bahn brechen 
würde. In Betreff der Lehrer⸗Beſoldungsfrage, da ich einmal in die „Fra⸗ 
gen“ gerathen bin, gehen die ſtädtiſchen Behörden Zug um pue damit weiter 
vorwärts. Die Perſonenfrage dabei verurſacht allerdings ane iche Erwägun⸗ 
gen, wird aber binnen Kurzem ebenfalls endgültig entſchieden werden. — 
Am hieſigen Gymnaſium wird mit dem 1. Mai c. eine zweite Vorbereitungs⸗ 
klaſſe errichtet werden, und ſoll bereits eine Lehrkraft dafür gewonnen ſein. 
— Dem Director der hieſigen Gewerbeſchule pines die ſtädtiſchen Behörden 
eine Gehalts⸗Erhöhung von hundert Thalern bewilligt, unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß aus den Mttteln der Staatskaſſe ein gleicher Zuſchuß geneh⸗ 
migt werde. — Herr Cantor Jung beabſichtigt in Kurzem Haydn's 
Waste zur Aufführung zu bringen, und wirkt dafür bereits in raſtloſer 

tigkeit. 


[Militär⸗Wochenblatt.] v. Bockum⸗Dolffs, v. Wrochem L Port. Fähnrs. 
vom 3. Garde⸗Gren.⸗Regt. Königin Eliſabeth, zu Sec. Lts. befördert. 
v. Oppen, Port. Fähnr. vom 2. Brandenb. Gren.⸗Regt. Nr. 12 (Prinz Carl 
von Pr.), unter Beförderung zum Sec. Lt, in das 2. Wert pr as 
Nr. 47 verſetzt. v. Maltitz, Sec. Lt. vom Konigs⸗Gren.⸗Regt. (2. Weſtpreuß.) 

r. 7, zum Pr. Lt., v. Siegroth, Port. Fähnr. von demf. Echt v. Heintz, 
ort. Fähnr. vom 2. Niederſchl. Inf.⸗Regt. Nr. 47, Ryll, Schliebitz, Port. 
äbnrs. vom 1 Nieberichl gut eat. Nr. 46, Dechend, Sort Fähnr. vom 3, 
iederſchl. Jul. Ziegr, . 50, zu Sec. Lts., v. Arnim, Pr. Lt. vom Weſtpr. 
Kür.⸗Regt. Nr. 5, zum Rittm. und Esc. Chef, v. Kahlden, Sec. Lt. von demf, 
Rest por Pr. Lt., v. Roſen, v. Obeimb. v. Portatius, Port. Fähnrs. vom 
a 12 me on 4, qu 17 0 deny 8 Pott 5 . 
nr. vom 1, e), Gren.⸗Regt. Nr. 10, Elteſter, v. Voß, Port. Fábnr3 
vom Schleſ. Füſ.⸗Regt. Nr. 38, zu Sec.⸗Lts. ernannt. * * DE 


Handel, Gewerbe und Ackerbau. 


‚tr Berlin, 20, irae, [Erſter Congreß nordpdeutſcher Land⸗ 
wirthe. Vierter Tag.] Präſident v. Sänger eröffnet die Sitzung um 
10 Uhr 25 Minuten mit geſchäftlichen Mittheilungen. — Als Deputirte 
von Vereinen haben ſich noch gemeldet Hr. Hillmann, Director des mecklen⸗ 
burgiſchen patriotiſchen Vereins und ein anderer Abgeordneter, aks Vertreter 
des landwirthſchaftlichen Vereins des Kreiſes Höxter in Weſtfalen. wei 
eingegangene Anträge, betreffend Fragen für das Programm des nächſten 
Congreſſes, werden dem letzten Cibungstage des erſten Congreſſes vorbe⸗ 
halten. Ein Antrag des Hrn Heinke⸗Spitteldorf, die Debatte über das 
landwirthſchaftliche Verſicherungsweſen, wegen der Wichtigkeit deſſelben für 
die Landwirthſchaft gleich hinter der Debatte über das Genoſſenſchaftsweſen 
eintreten zu laſſen, kommt, nachdem derſelbe genügend unterſtützt, ſofort zur 
Discuffion. — Hr. Sombart: Wenn er auch die größere n des 
einen Punktes der Tagesordnung vor den anderen zugeben müſſe, konne er 
doch ein Vorziehen des einen vor dem Anderen nicht befürworten, da alle 
Punkte gleich intereſſant wären. Eher möchte ſich empfehlen, die Sitzungen 
um 9 Uhr zu beginnen, um das reiche Material wenigſtens annähernd zu 
bewältigen. — Hr. v. Wedell ſpricht ſich gegen Abkürzung der Debatten 
über die einzelnen Punkte aus. Lieber möge man weniger Wichtiges gan 
else om aber die in Berathung genommenen ee aud) grün ig 

erathen. Die Debatte über indirecte Beſteuerung könne z. B., ſchon au 
um nicht die Meinung zu erregen, als wolle der Congreß Klagen in die Welt 
ſchicken, mindeſtens einſtweilen von der allgemeinen esordnung abgeſetzt 
werden. — Hr. Prof. Stengel: Wenn er ſich den Ausführungen des Vor⸗ 
redners auch im bea > anſchließen müſſe, fo wünſche er als Südländer 
doch wenigſtens eine Beleuchtung der ng 3 bier zu ermöglichen, 
da Be: jedenfalls ein beſſeres Verſtändniß dem Süden eröffnet werden 
würde. — Hr. v. d. Kneſebeck warnt davor, in die vom Präſidium feſtge⸗ 
a + STOO einzugreifen. Hr. v. Wedell: er habe nicht eine bo 
1 bſetzung der a über directe Beſteuerung gewünſcht, 
ondern nur, daß dieſe Frage erſt ſpäter berührt werde, da aber ſelbſt die 
Herren Referenten über dieſen Punkt, denſelben als nicht ſehr geeignet zu 
einer Debatte für den erſten Congreß bezeichnet hätten, ſo ſtelle er anheim 
denſelben vorläufig von der Tagesordnung abzuſetzen. — Ein Antrag au 
Schluß der Debatte wird angenommen, der Antrag Heinke⸗Spitteldorf wird 
urückgezogen, von einem anderen Deputirten wieder aufgenommen. Nach 
Burger Debatte ftellt Or. Eugen Heymann den Antrag, die Ta nene 
wie fie vom Präſidium feſtgeſetzt worden, beizubehalten, Dieſer Antrag wir 
ſchließlich mit großer Majorität angenommen, und die Verſammlung tritt 
in die Tagesordnung: landwirthſchaftliches 5 aftsweſen. Referenten 
über dieſen Gegenſtand find die Herven Rüder (Oldenburg) und Schu⸗ 
macher⸗Zarch 15 125 Antrag lautet: Der erſte Congre ten 
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Landwirthe wolle folgende Reſolution beſchließen: Die verjchiedenen Fors 
men des Genoſſenſchaftsweſens ſind vorzugsweiſe geeignet, die Intereſſen 
des end Gewerbes zu ſichern und zu fördern, und werden 
die norddeu 

und Beiſpiel dahin zu ſtreben, daß beſtimmte Anſichten und Erfahrungen 
auf dieſem Gebiete geſammelt und dem nächſten landwirthſchaftlichen Con: 


arelle borgelegt werden. 
eferent S z lin: An Stelle des urſprüngli 
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deſignirten, leider aber behinderten Referenten 
ſeit vorgeſtern berufen, müſſe er ſich darauf beſchräͤnken den vorliegenden 
Gegenſtand nur in kurzen Zügen zu erörtern. Der Herr Corref. werde 
näher darauf eingehen. Als Merkmale des Genoſſenſchaftsweſens wären 
ins Auge zu faſſen, die Aufbringung eines Betriebsfonds, die Selbſthilfe, 
die für jedesmalige Zwecke in beſtimmten Grenzen fic) bewegende Geſammt⸗ 
aft und endlich der Antbeil am Gewinne. Das Hineinziehen der Staats. 
ilfe in das auf Selbitbilfe baſirte Genoſſenſchaftsweſen ba te er für einen 
tandpunkt. Drei Formen: Credit, Conſum⸗ und Produc: 
ganze Gebiet des Genoſſenſchaftsweſens. Redner 
edeutſamkeit der verſchiedenen Arten des Genoſſen⸗ 


überwundenen 
tiv⸗Vereine umfaſſen das 
läßt ſich dann über die Y 


des neuen Buches nichts anderes bedeute, als Verdrängen des 


Stimmen aus der Verſammlung, daß fie alle gern und freudigzu Allem beitragen 
wollen, nur ſolle die Gemeinde unbedingt ihr gutes Recht weiter ſuchen. 


farrer einer Landgemeinde nicht geftattet hat, das von den 
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chen Landwirthe durch den Congreß aufgefordert, durch Lehre | 


